
GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN

B e s c h l u s s v o r l a g e

Preiswertes Wohnen - Strategische Flächenentwicklung

Beschlussvorschlag:

1. Die vorgestellten Strategien zur Verbesserung des angespannten Wohnungsmarktes
werden zur Kenntnis genommen.

2. Der Anwendung der nachfolgend vorgeschlagenen Quoten für den preiswerten
geförderten Wohnungsbau im Rahmen der Vergabe von gemeindeeigenen
Grundstücken wird zugestimmt.

Sollte sich herausstellen, dass die o.g. Richtwerte im Einzelfall begründet nicht
umsetzbar sind oder durch Besonderheiten der Lage des Grundstücks (u.a.
zentrumsnah, hoher Bodenrichtwert) bzw. anderen städtebaulichen Anforderungen
eine Erhöhung nachvollziehbar ist, kann die Quote angepasst werden.

Die Bindungslaufzeiten bei gefördertem Wohnungsbau (z. Zt. 35 bei geringem und 30
Jahre bei mittlerem Einkommen) sind gemäß der geltenden Förderrichtlinie des Landes
Niedersachsen einzuhalten. Dabei ist irrelevant, ob eine Landesförderung überhaupt in
Anspruch genommen wird.

3. Bei Vorhaben auf privaten Grundstücken, bei denen städtebauliche Verträge notwendig
sind, ist auf eine Umsetzung der Quoten hinzuwirken.

Sachverhalt:

Auf Grundlage der Niedersächsischen Verordnung zur Bestimmung von Gebieten mit
einem angespannten Wohnungsmarkt im Sinne des Baugesetzbuches (BauGB) (Anlage

Vorlage Nr.: BV/2025/123

Fachbereich/Amt: III - Planungs- und Umweltamt Datum: 07.11.2025

Bearbeiter-in/Tel.: Frau Ahlers / 604-610

Beratungsfolge Termin Behandlung

Ausschuss für Planung, Energie und Umwelt 18.11.2025 öffentlich
Verwaltungsausschuss 02.12.2025 nicht öffentlich
Rat der Gemeinde 09.12.2025 öffentlich

Quote (Splitting) gesamt
Mittelzentrum Bad Zwischenahn,
hierzu zählen auch die Ortsteile
Rostrup, Specken und Aschhausen

25 % (geringe Einkommen)
15 % (mittlere Einkommen)

40 %

Grundzentrum Ofen und
Petersfehn

20 % (geringe Einkommen)
10 % (mittlere Einkommen)

30 %

alle übrigen Ortsteile 15 % (geringe Einkommen)
10 % (mittlere Einkommen)

25 %



01) wurde die Gemeinde Bad Zwischenahn zum 01.01.2025 erstmalig zu den Gebieten mit
angespanntem Wohnungsmarkt gem. § 201a S. 3 und 4 BauGB aufgenommen Hierzu zählt
bereits die Stadt Oldenburg und ebenfalls neu hinzugekommen sind u.a. die Gemeinden
Rastede sowie Hatten.

Ziel ist es, mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und den betroffenen Kommunen
rechtliche Werkzeuge zu geben, um aktiv gegen Wohnungsnot vorzugehen und den
Mieterschutz zu stärken.

Wohnraumversorgungskonzept für den Landkreis Ammerland
Unter Berücksichtigung des Wohnraumversorgungskonzeptes für den Landkreis
Ammerland (2019), fortgeschrieben 2023 (Anlage 02) mit einer Prognose bis 2035,
welches zum Ziel hat, das Wohnungsangebot an demografische und gesellschaftliche
Entwicklung mit dem besonderen Fokus „Versorgung einkommensschwacher Haushalte mit
bezahlbarem Wohnraum“ anzupassen, ergeben sich für die gesamte Ammerländer Region
folgende Handlungsempfehlungen:

1. Neubau
 Bedarfsgerechter Wohnungsbau, insbesondere für Familien und Senioren
 Fokus auf bezahlbaren Wohnraum und altersgerechte Wohnungen

2. Bestandsentwicklung
 Aktivierung von Leerständen und Umnutzungspotenzialen
 Förderung energetischer Sanierung und Barrierefreiheit

3. Preisgünstiger Wohnraum
 Bilanzierung zeigt Angebotsdefizit im geförderten Segment
 Empfehlung: Ausbau der sozialen Wohnraumförderung

4. Wohnungsmarktsteuerung
 Kommunale Steuerung durch Flächenmanagement und Kooperation mit

Wohnungswirtschaft
 Monitoring und regelmäßige Fortschreibung empfohlen

Mit dem Fokus auf Bad Zwischenahn ergeben sich zur aktuellen Wohnungsmarktsituation
einschließlich der Prognosen aus dem Wohnraumversorgungskonzept damit eine Vielzahl
an Strategien, um für eine Entspannung des Wohnungsmarktes zu sorgen.

Strategien
In einem ersten Schritt wurde daher seitens der Verwaltung zunächst analysiert, welche
Strategien eine Rolle spielen könnten, dem angespannten Wohnungsmarkt wirksam zu
begegnen:

1. Förderung des Wohnungsneubaus

 geförderter Mietwohnungsbau (öffentliche Förderung für Wohnungen mit
Mietpreisbindung)

 Eigentumsförderung (Unterstützung für Familien beim Erwerb von Wohneigentum)

Hinweis zum Umsetzungsstand:
 wird bereits praktiziert durch die Beratungsleistungen zur NBank-Förderung und

Vergaberichtlinien von gemeindeeigenen Grundstücken



2. Nachverdichtung und Flächenaktivierung

 Baulücken schließen (Dachausbau, Umnutzung von Gewerbeflächen, Lücken in
§§ 34 (unbeplanter Innenbereich) und 35 (Außenbereich) BauGB)

 Mobilisierung von Bauland durch vereinfachte Bebauungspläne und weniger
Bürokratie (auch unter dem Aspekt des aktuellen „Bauturbos“)

Hinweis zum Umsetzungsstand:
 laufende Prüfung und Umsetzung im Rahmen der Aufgaben zur Bauleitplanung

(z.B. Städtebauliches Entwicklungskonzept) und des Baurechts zur Erleichterung
des Wohnungsbaus

3. Mietrechtliche Instrumente

 Steuerungsinstrumente zu Mietpreisen (Begrenzung von Mieterhöhungen bei
Neubau, Begrenzung automatischer Mieterhöhungen)

Hinweis zum Umsetzungsstand:
 wird durch den geförderten Wohnungsbau (NBank) praktiziert und soll mit der

Einführung der Quote gestärkt werden

4. Private, kommunale und genossenschaftliche Initiativen

 Wohnungsbaugenossenschaften und kommunale Wohnungsgesellschaft
(gemeinwohlorientierter Wohnraum)

 Auflagen für private Investoren (u.a. Quote für bezahlbaren Wohnraum bei
Neubauprojekten)

 Erbbaurecht nutzen (Kommunen behalten Bodenhoheit und vergeben
Nutzungsrechte)

Hinweis zum Umsetzungsstand:
 Die Gründung einer kommunalen Wohnungsgesellschaft ist im Rahmen der

Bewerbung zur Landesgartenschau zur Umsetzung der „Gartenstadt“ angedacht
 Auflagen für private Investoren erfolgen bereits jetzt schon über Regelungen in

städtebaulichen Verträgen und soll mit der Einführung der Quote gestärkt werden

5. Innovative Ansätze
 Tinyhouses oder Mikroapartments (flexible Lösungen für Singles und

Studierende)
 Mehrgenerationswohnen (soziale Wohnmodelle mit Gemeinschaftsaspekt)

Hinweis zum Umsetzungsstand:
 wird im Rahmen der Aufgaben zur Bauleitplanung und städtebaulichen Entwicklung

geprüft und entwickelt



6. Transparenz schaffen
 Mietspiegel (Rechtssicherheit und Orientierung)
 Online-Rechner & Broschüren (Aufklärung und einfache Anwendung für Bürger,

private Investoren und Verwaltung)

Hinweis zum Umsetzungsstand:
 die Erstellung eines Mietspiegels ist erst für Kommunen ab 50.000 Einwohnern

gesetzlich verpflichtend, sie bindet finanzielle und personelle Ressourcen.
 Da Mietspiegel auch von Drittanbietern zur Einsicht zu Verfügung gestellt werden,

die zunächst ausreichende Informationen geben, wird diese Aufgabe momentan als
zweitrangig gesehen

Damit wird deutlich, dass ein nachhaltiger Wohnungsmarkt mehr als Regulierung benötigt,
sondern er verlangt eine aktive Bodenpolitik, soziale Verantwortung und innovative
Konzepte. Diese sind gesamt nicht kurzfristig umsetzbar, aber durch clevere Kombination
einzelner Maßnahmen langfristig ein Instrument, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.

Es wird erkennbar, dass keine Sofortlösung angeboten werden kann, aber Schritt für Schritt
Handlungsbausteine entwickelt werden könnten, um erfolgreich das Thema „Preiswertes
Wohnen“ zu etablieren. Insbesondere sind dabei konkret die Themen
wirtschaftsstruktureller Wandel und Entwicklung, wachsende Wohnraumnachfrage (Alters-
und Zielgruppen), altersstrukturelle Verschiebungen, Leerstand, Aktivierung von
Flächenpotentialen sowie Einkommensstrukturen zu untersuchen und bewerten. Dies
erfordert eine entsprechende Vorbereitungs- und Entwicklungsphase.

Um zeitnah in eine Umsetzungsphase zu gelangen, wurde in einem zweiten Schritt geprüft,
ob sich Maßnahmen ergeben, die kurzfristig umsetzbar sind und damit bereits erste Erfolge
zeigen könnten.

Vermarktung gemeindeeigener Grundstücke
Dabei wurde insbesondere der Schwerpunkt auf die Vermarktung der gemeindeeigenen
Grundstücke gesetzt, da hier zeitnah die effektivste Einflussnahme möglich ist.

Hier spielen die Vergaberichtlinien eine bedeutende Rolle. Die Vergaberichtlinien zum
Verkauf von Einfamilienhäusern sowie Doppelhäuser, wie sie im Baugebiet Aschhausen
angewandt wurden, bilden bereits den richtigen Weg ab, da diese vorwiegend jungen
Familien aus Bad Zwischenahn den Vorrang geben.

Einführung einer Quote für preiswerten Wohnraum
Darüber hinaus ist aber auch der Bau von preiswertem Wohnraum für
einkommensschwache Haushalte bei der Vergabe von gemeindeeigenen Grundstücken ein
wichtiger Bestandteil. Mit dem Instrument der (Umsetzungs-)Quote für geförderten
preiswerten Wohnungsbau bei Neubauten könnte erreicht werden, dass neuer Wohnraum
mit einer Belegungsbindung für den geförderten preiswerten Wohnungsbau entsteht.
Positiver Effekt ist die Bildung von sozial gemischten Quartieren und damit Entgegenwirken
der Segregation.

In Niedersachsen nutzen eine Vielzahl von Kommunen für den geförderten preiswerten
Wohnungsbau die Festsetzung einer Quote, um bezahlbaren Wohnraum zu sichern. Diese
Quoten bewegen sich größtenteils in einem Spektrum von 20-30 % (in der Regel nur
geringes Einkommen) je nach Größe des Wohngebietes, Anzahl der Wohneinheiten sowie
Splitting der Mietobergrenzen.



Ein Splitting bedeutet die Mischung der Mietpreisobergrenzen des geförderten
Wohnungsbaus nach geringem und mittlerem Einkommen (Bad Zwischenahn gehört zur
Mietstufe II) sowie frei vereinbarte Mietobergrenzen (im Gemeindegebiet zuletzt 8,50 Euro
je m² Wfl./Monat), wie bereits in städtebaulichen Verträgen praktiziert, und freie
Vermarktung durch Investoren.

Auszug NBank, Mietraumförderung:

Berechtigte mit geringen Einkommen haben Anspruch auf einen einfachen
Wohnungsberechtigungsschein und mit mittleren Einkommen auf einen erweiterten
Wohnungsberechtigungsschein.

Letztendlich wird bei Festlegung einer Quote entscheidend sein, ob Wohnbauvorhaben für
Investoren damit noch finanzierbar sind.

Grundsätzlich wird man davon ausgehen können, dass eine Quote, unabhängig von der
Höhe, einen positiven Effekt bewirken wird. Eine Überlegung wäre hier, ob nur eine Quote
für geringe Einkommen festgesetzt wird oder eine Quote mit einer Mischung beider
Einkommen (gering und mittlere).
In dem von anderen Kommunen festgesetzten Quoten geht es in der Regel meistens um
die Festsetzung einer Quote für geringere Einkommen. In Niedersachsen liegt die Grenze
für das Netto-Jahreseinkommen einer Familie mit 2 Kindern bei rund 44.000 € (netto) für
einen einfachen Wohnberechtigungsschein (geringes Einkommen) und bei rund 70.000 €
(netto) bei einem erweiterten Wohnberechtigungsschein (mittleres Einkommen).

Laut Quelle der statistischen Ämter des Bundes und der Länder liegt das durchschnittliche
verfügbare pro Kopf Einkommen (= Netto-Einkommen) in der statistischen Region Weser-
Ems bei 24.500 € (bei 2 Erwachsenen ca. 49.000 € (netto)). Im Ammerland liegt es
statistisch etwas höher mit 25.500 €, also bei einer Familie mit 2 Kindern bei rund 51.000 €
(netto), so dass man tendenziell davon ausgehen kann, dass in Zwischenahn eine Quote
für Familien mit erweiterten Wohnberechtigungsschein eine wichtige Rolle spielen wird.

Um eine klare Nachvollziehbarkeit und rechtliche Sicherheit bei der Festlegung einer Quote
zu berücksichtigen, sollten die unterschiedlichen Ansprüche der einzelnen Ortsteile
erkennbar sein. Es wird daher vorgeschlagen, anhand der Regionalen Raumordnung die
Qualifizierung der zentralen Orte als Maßstab für eine unterschiedliche örtliche Festlegung
der Quote zu nutzen.



Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm 1996:

Hiernach wird der Ortsteil Bad Zwischenahn (einschl. der angrenzenden Ortsteile Rostrup,
Specken) als Mittelzentrum sowie die Ortsteile Ofen und Petersfehn als Grundzentren
klassifiziert. Aschhausen sollte aufgrund seiner Nähe zu den Arbeitsstätten im
Industriegebiet, der Beherbergungsbetriebe sowie Baumschulen ebenfalls dem Ortsteil Bad
Zwischenahn zugeordnet werden.

Aufgrund der o.g. Erläuterungen wird für Bad Zwischenahn insbesondere der Erfolg zur
Umsetzung einer Quote eher in einer Mischung aus geringem und mittlerem Einkommen
und damit auch eine Erhöhung der Quote gegenüber den Erfahrungswerten aus anderen
Kommunen gesehen, da für das mittlere Einkommen auch ein höherer Mietzins erzielt
werden kann. Es wird daher ein Splitting mit Festsetzung folgender Quoten empfohlen:

Quote nach Erfahrungswerten anderer
Kommunen
(nur geringes Einkommen)

Mittelzentrum Bad Zwischenahn, hierzu
zählen auch die Ortsteile Rostrup, Specken
und Aschhausen

30%

Grundzentrum Ofen und Petersfehn 25 %
alle übrigen Ortsteile 20%

Vorschlag Quote (Splitting) gesamt
Mittelzentrum Bad
Zwischenahn, hierzu zählen
auch die Ortsteile Rostrup,
Specken und Aschhausen

25 % (geringe Einkommen)
15 % (mittlere Einkommen)

40 %

Grundzentrum Ofen und
Petersfehn

20 % (geringe Einkommen)
10 % (mittlere Einkommen)

30 %

alle übrigen Ortsteile 15 % (geringe Einkommen)
10 % (mittlere Einkommen)

25%



* Sollte sich herausstellen, dass die o.g. Richtwerte im Einzelfall begründet nicht umsetzbar sind oder durch
Besonderheiten der Lage des Grundstücks (u.a. zentrumsnah, hoher Bodenrichtwert) bzw. anderen
städtebaulichen Anforderungen eine Erhöhung nachvollziehbar ist, kann die Quote angepasst werden.

Diese Klassifizierung ist bei der Vergabe der gemeindeeigenen Grundstücke sowie bei
privaten Grundstücken, in denen im Rahmen von städtebaulichen Verträgen u.a.
städtebauliche Maßnahmen (z.B. Anpassung von Bauleitplanungen zum Zwecke der
Bebauung) geregelt werden, anzuwenden.

Die Bindungslaufzeiten bei gefördertem Wohnungsbau (z. Zt. 35 bei geringem und 30 Jahre
bei mittlerem Einkommen) sind gemäß der geltenden Förderrichtlinie des Landes
Niedersachsen einzuhalten. Dabei ist irrelevant, ob eine Landesförderung überhaupt in
Anspruch genommen wird.

Anlagen:

1. Niedersächsische Verordnung zur Bestimmung von Gebieten mit einem angespannten
Wohnungsmarkt im Sinne des Baugesetzbuches (BauGB)

2. Wohnraumversorgungskonzept für den Landkreis Ammerland (2019) einschließlich
Fortschreibung (2023)


